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Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern; 

LBV-Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bayerischen Staatsregierung im Rah-

men der Verbandsanhörung 

 

Sehr geehrter Herr MR Bronnen, sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der LBV - Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e.V. bedankt sich für die An-

hörung im o.a. Gesetzgebungsverfahren und gibt dazu folgende Stellungnahme ab: 

 

Vorbemerkung 

Der LBV erkennt das Ziel einer leistungsfähigen, effizienten und bürgernahen Verwal-

tung ausdrücklich an. Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfachung und Verfahrensbe-

schleunigung können einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung staatlichen Handelns 

leisten. 

Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass Verfahrensbeschleunigung und Verwaltungsverein-

fachung nicht zulasten einer sachgerechten Berücksichtigung naturschutzfachlicher Be-

lange erfolgen. Dies gilt insbesondere für Verfahren, in denen Entscheidungen auf na-

turschutzfachlichen Datengrundlagen, Prognosen und Bewertungen beruhen. 

Naturschutzfachliche Belange werden in Planungs- und Genehmigungsverfahren häufig 

erst durch aktuelle Datengrundlagen, fachliche Prüfungen sowie die Beteiligung von 

Fachbehörden und Umweltverbänden sichtbar. Diesen Elementen kommt daher für die 

Qualität und Akzeptanz behördlicher Entscheidungen eine besondere Bedeutung zu. 
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Der LBV beschränkt seine Stellungnahme auf diejenigen Regelungen des Gesetzent-

wurfs, die aus naturschutzfachlicher Sicht von besonderer Relevanz sind. 

 

Gesamtbewertung 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel der Verwaltungsvereinfachung, Verfahrensbeschleu-

nigung und Entlastung der Verwaltung. Er fügt sich damit in eine Reihe von Gesetzesän-

derungen auf Bundes- und Landesebene ein, die in den vergangenen Jahren auf eine 

Beschleunigung von Planungs-, Genehmigungs- und Bauverfahren ausgerichtet waren. 

Verfahrensbeschleunigung und Verwaltungsvereinfachung sind legitime politische Ziele. 

Sie dürfen jedoch nicht dazu führen, dass fachliche Prüfungen, aktuelle naturschutzfach-

liche Erkenntnisse oder Beteiligungsmöglichkeiten schrittweise an Bedeutung verlieren. 

Der LBV sieht die Gefahr, dass die Summe mehrerer Beschleunigungs-, Modernisie-

rungs- und Deregulierungsvorhaben langfristig zu einer Schwächung fachlicher Prüf- 

und Beteiligungsmöglichkeiten führen kann. Die Auswirkungen einzelner Regelungen 

sollten daher nicht nur isoliert, sondern auch im Zusammenhang mit anderen Gesetzes-

änderungen betrachtet werden. 

Aus Sicht des LBV besteht die Herausforderung darin, Verfahrensbeschleunigung und 

Planungssicherheit mit der notwendigen fachlichen Qualität naturschutzfachlicher Prü-

fungen in Einklang zu bringen. Gerade bei langfristigen Infrastruktur- und Genehmi-

gungsvorhaben darf die Beschleunigung von Verfahren nicht zulasten der Berücksichti-

gung relevanter neuer Erkenntnisse gehen. 

Besondere Bedeutung kommt aus Sicht des LBV den vorgesehenen Regelungen zum Si-

cherungsbescheid sowie den geplanten Stichtagsregelungen in Planfeststellungsverfah-

ren zu. Diese betreffen die Frage, in welchem Umfang naturschutzfachliche Erkennt-

nisse, die im Verlauf langjähriger Verfahren gewonnen werden, bei der abschließenden 

Entscheidung berücksichtigt werden können. 

Darüber hinaus bewertet der LBV die vorgesehene Flexibilisierung des Erörterungster-

mins kritisch, da dieser bei fachlich komplexen Vorhaben einen wichtigen Beitrag zur 

Klärung naturschutzfachlicher Fragestellungen leisten kann. 

 

Zu § 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 

Art. 42b BayVwVfG-E – Sicherungsbescheid 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht die Einführung eines Sicherungsbescheids vor. Hierdurch soll 

bereits vor der eigentlichen Genehmigungsentscheidung verbindlich festgestellt werden 

können, welche Sach- und Rechtslage für das weitere Verfahren maßgeblich ist. Ziel der 
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Regelung ist insbesondere die Erhöhung der Planungs- und Investitionssicherheit bei 

komplexen Genehmigungsverfahren. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV erkennt das Anliegen an, für langjährige Genehmigungsverfahren mehr Pla-

nungssicherheit zu schaffen. 

Gleichzeitig weist der LBV darauf hin, dass naturschutzfachliche Bewertungen regelmä-

ßig auf Erkenntnissen beruhen, die sich im Verlauf eines Verfahrens weiterentwickeln 

können. Zwischen Antragstellung, Sicherungsbescheid und Genehmigungsentscheidung 

können zusätzliche Erkenntnisse zu Artenvorkommen, Lebensräumen oder den Auswir-

kungen eines Vorhabens gewonnen werden. 

Aus Sicht des LBV sollte deshalb sichergestellt werden, dass der Sicherungsbescheid 

nicht dazu führt, dass erhebliche neue naturschutzfachliche Erkenntnisse im weiteren 

Verfahren unberücksichtigt bleiben. 

Dies gilt insbesondere für Vorhaben mit Auswirkungen auf geschützte Arten, geschützte 

Lebensräume oder Natura-2000-Gebiete, bei denen die fachliche Bewertung maßgeblich 

von der Qualität und Vollständigkeit der zugrunde liegenden Erkenntnisse abhängt. 

Forderung 

Der LBV bittet um Klarstellung, dass nach Erlass eines Sicherungsbescheids bekanntwer-

dende erhebliche naturschutzfachliche Erkenntnisse weiterhin berücksichtigt werden. 

 

Art. 73 Abs. 1 Satz 3 und Art. 74 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E – Stichtagsregelungen 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass für Planfeststellungsverfahren und Planfeststellungs-

beschlüsse künftig die Rechtslage und der Stand der Technik zu einem früheren Verfah-

renszeitpunkt maßgeblich bleiben können. Ziel der Regelung ist insbesondere die Erhö-

hung der Planungs- und Investitionssicherheit sowie die Beschleunigung komplexer Ver-

fahren. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV erkennt das Anliegen an, langjährige Planfeststellungsverfahren effizienter zu 

gestalten. 

Gleichzeitig weist der LBV darauf hin, dass naturschutzfachliche Bewertungen regelmä-

ßig auf Datengrundlagen beruhen, deren Aussagekraft von den konkreten Umständen 

des Einzelfalls abhängt. Die fachliche Eignung naturschutzfachlicher Datengrundlagen 

kann daher nicht allein anhand ihres Alters beurteilt werden. 
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Je nach Schutzgut, Artengruppe, Lebensraumtyp oder räumlicher Dynamik können sich 

naturschutzfachlich relevante Rahmenbedingungen im Verlauf eines Verfahrens verän-

dern oder durch zusätzliche Untersuchungen genauer erfasst werden. Dies betrifft ins-

besondere Artenvorkommen, Lebensräume sowie die Bewertung möglicher Auswirkun-

gen auf Natura-2000-Gebiete. 

Aus Sicht des LBV sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft werden, wie die 

vorgesehenen Stichtagsregelungen mit naturschutzrechtlichen Spezialregelungen zu-

sammenspielen und wie die Berücksichtigung erheblicher neuer naturschutzfachlicher 

Erkenntnisse sichergestellt werden kann. 

Die vorgesehenen Stichtagsregelungen sollten nicht dazu führen, dass die Berücksichti-

gung nachträglich gewonnener erheblicher naturschutzfachlicher Erkenntnisse er-

schwert wird. Gerade bei langfristigen Infrastrukturvorhaben ist es wichtig, dass die 

fachliche Belastbarkeit naturschutzfachlicher Bewertungen während des gesamten Ver-

fahrens gewährleistet bleibt. 

Forderung 

Der LBV bittet um Klarstellung, dass die vorgesehenen Stichtagsregelungen die Berück-

sichtigung erheblicher neuer naturschutzfachlicher Erkenntnisse nicht ausschließen und 

die naturschutzfachliche Bewertung weiterhin auf einer fachlich belastbaren Grundlage 

erfolgt. 

 

Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG-E – Erörterungstermin 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Erörterungstermin künftig als Kann-Vorschrift auszu-

gestalten. Die zuständige Behörde kann danach auf die Durchführung eines Erörte-

rungstermins verzichten. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV erkennt an, dass Erörterungstermine in einzelnen Verfahren entbehrlich sein 

können. 

Gleichzeitig leisten Erörterungstermine insbesondere bei fachlich komplexen Vorhaben 

einen wichtigen Beitrag zur Klärung offener Fragen und zur Transparenz des Verfahrens. 

Sie ermöglichen den unmittelbaren Austausch zwischen Vorhabenträgern, Behörden, 

Gutachtern, Umweltverbänden und weiteren Einwendern. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht können Erörterungstermine dazu beitragen, unter-

schiedliche fachliche Bewertungen zu diskutieren, Kartierungslücken oder methodische 

Fragen zu erkennen, Auswirkungen von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu 

erörtern, Konflikte bereits im Verwaltungsverfahren zu klären. 
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Der LBV sieht daher die Gefahr, dass ein regelmäßiger Verzicht auf Erörterungstermine 

die Möglichkeiten des unmittelbaren fachlichen Austauschs und der frühzeitigen Kon-

fliktlösung verringern kann. 

Forderung 

Der LBV bittet darum, bei umweltrelevanten oder fachlich komplexen Vorhaben auch 

künftig regelmäßig einen Erörterungstermin durchzuführen. 

 

Art. 24 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E – Prüfung von Einwendungen Dritter 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Behörde bei Genehmigungs- und Erlaubnisverfah-

ren ihre Prüfung auf hinreichend konkret vorgetragene Tatsachen beschränken kann. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Nach der Gesetzesbegründung soll die Regelung klarstellenden Charakter haben und 

die bereits bestehende Möglichkeit der Behörde verdeutlichen, die Prüfung von Einwen-

dungen auf hinreichend konkret vorgetragene Tatsachen zu beschränken. 

Aus Sicht des LBV sollte jedoch vermieden werden, dass die ausdrückliche Hervorhe-

bung dieser Möglichkeit in der Praxis zu erhöhten Anforderungen an die Konkretisie-

rung naturschutzfachlicher Einwendungen führt. 

Umweltverbände können wichtige Hinweise auf naturschutzfachlich relevante Sachver-

halte in Verfahren einbringen. Solche Hinweise liegen nicht immer bereits in Form voll-

ständig belegter Tatsachen oder gutachterlicher Nachweise vor, sondern können Anlass 

für weitergehende fachliche Ermittlungen sein. 

Forderung 

Der LBV bittet um Klarstellung, dass die neue Regelung nicht dazu führt, dass plausible 

Hinweise auf naturschutzfachlich relevante Sachverhalte allein deshalb unberücksichtigt 

bleiben, weil sie noch nicht durch eigene Ermittlungen oder Gutachten vollständig belegt 

sind. Die Ermittlung und Bewertung entscheidungserheblicher Tatsachen bleibt Aufgabe 

der zuständigen Behörde. 

 

Art. 10 Satz 3 und Art. 35 Satz 3 BayVwVfG-E – KI und automatisierte Verwaltungs-

entscheidungen 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV hat keine grundsätzlichen Einwände gegen den Einsatz digitaler Verfahren zur 

Verwaltungsvereinfachung. 
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Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass naturschutzfachliche Entscheidungen häufig auf 

Prognosen, Bewertungen und einzelfallbezogenen fachlichen Einschätzungen beruhen. 

Gerade bei komplexen naturschutzfachlichen Fragestellungen müssen Nachvollziehbar-

keit, Transparenz und fachliche Verantwortung gewährleistet bleiben. 

Forderung 

Der LBV bittet darum sicherzustellen, dass bei Entscheidungen mit erheblichem natur-

schutzfachlichem Beurteilungs- oder Prognosespielraum die fachliche Verantwortung 

und Nachvollziehbarkeit der Entscheidung gewahrt bleiben. 

 

Kumulative Wirkung mehrerer Gesetzesänderungen 

Der LBV betrachtet die Regelungen des vorliegenden Gesetzentwurfs nicht isoliert. Der 

Gesetzentwurf steht vielmehr im Kontext einer Vielzahl von Gesetzesänderungen auf 

Bundes- und Landesebene, die in den vergangenen Jahren auf Verfahrensbeschleuni-

gung, Verwaltungsvereinfachung und den Abbau rechtlicher und administrativer Hemm-

nisse ausgerichtet waren. 

Hierzu zählen unter anderem Änderungen des Bundesnaturschutzrechts im Zusammen-

hang mit dem Ausbau erneuerbarer Energien, verschiedene Beschleunigungsgesetze 

des Bundes, die Novellierungen der Bayerischen Bauordnung sowie das Vierte Moderni-

sierungsgesetz des Freistaats Bayern. 

Das Fünfte Modernisierungsgesetz setzt diese Entwicklung fort und betrifft nun zusätz-

lich die behördliche Sachverhaltsermittlung, die Ausgestaltung von Beteiligungsverfah-

ren sowie die Berücksichtigung naturschutzfachlicher Erkenntnisse in langfristigen Ge-

nehmigungs- und Planfeststellungsverfahren. 

Aus Sicht des LBV sollten die Auswirkungen solcher Gesetzesänderungen nicht nur je-

weils für sich betrachtet, sondern auch in ihrer Gesamtheit bewertet werden. Von be-

sonderer Bedeutung ist dabei die Frage, wie sich die Summe mehrerer aufeinanderfol-

gender Beschleunigungs- und Modernisierungsvorhaben langfristig auf fachliche Prü-

fungen, Beteiligungsmöglichkeiten, Transparenz sowie die Qualität naturschutzfachli-

cher Entscheidungsgrundlagen auswirkt. 

Der LBV hält es daher für erforderlich, die kumulativen Auswirkungen dieser Entwicklun-

gen auf naturschutzfachliche Prüfungen, Beteiligungsmöglichkeiten und die Berücksich-

tigung naturschutzfachlicher Belange im weiteren Gesetzgebungsverfahren ausdrücklich 

zu berücksichtigen. 

 

Forderungen des LBV 

Vor dem Hintergrund der dargestellten naturschutzfachlichen Bewertung bittet der LBV 

um Berücksichtigung der folgenden Punkte im weiteren Gesetzgebungsverfahren: 
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1. Sicherstellung, dass nach Erlass eines Sicherungsbescheids bekannt werdende 

erhebliche naturschutzfachliche Erkenntnisse weiterhin berücksichtigt werden. 

2. Klarstellung, dass die vorgesehenen Stichtagsregelungen die Berücksichtigung er-

heblicher neuer naturschutzfachlicher Erkenntnisse nicht ausschließen und na-

turschutzfachliche Bewertungen weiterhin auf einer fachlich belastbaren Grund-

lage erfolgen. 

3. Regelmäßige Durchführung von Erörterungsterminen bei umweltrelevanten oder 

fachlich komplexen Vorhaben. 

4. Klarstellung, dass plausible Hinweise auf naturschutzfachlich relevante Sachver-

halte auch dann berücksichtigt werden können, wenn sie noch nicht durch ei-

gene Ermittlungen oder Gutachten vollständig belegt sind. 

5. Sicherstellung von Nachvollziehbarkeit, Transparenz und fachlicher Verantwor-

tung bei automatisierten oder KI-gestützten Verwaltungsentscheidungen mit na-

turschutzfachlichem Beurteilungs- oder Prognosespielraum. 

6. Prüfung der kumulativen Auswirkungen mehrerer parallel oder zeitlich aufeinan-

derfolgender Gesetzesänderungen auf Transparenz, fachliche Kontrolle, Beteili-

gungsmöglichkeiten und die Berücksichtigung naturschutzfachlicher Belange. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

  

 

         

Helmut Beran     
Dipl.-Biol. 

Geschäftsführer  

Naturschutzpolitik  
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